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Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Karlsruhe vom
26.07.2017 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu
erstatten.

Tatbestand

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Anerkennung von GesundheitsstÃ¶rungen als
Folgen eines Arbeitsunfalls.

Die 1973 geborene KlÃ¤gerin, polnische StaatsangehÃ¶rige, war vom 02.04.2012
bis zum 31.03.2013 bei der Firma K GmbH in B versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt
(vgl. Bl. 172 f. VA). Mit Unfallanzeige vom 15.03.2013 teilte das Unternehmen mit,
die KlÃ¤gerin sei als Leiharbeitnehmerin in einem Pflegeheim in B1 als
Altenpflegehelferin tÃ¤tig gewesen. Sie habe â�� so ihre Schilderung â�� am
04.03.2013 um 7.30 Uhr einen Bewohner des Pflegeheims ausziehen wollen und
hierbei habe dieser Bewohner ihre (rechte) Hand umgedreht. Der Bewohner sei
dement und habe nicht gewusst, dass er ihr hierbei eine Verletzung zufÃ¼gen
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kÃ¶nne. Die KlÃ¤gerin habe sich an der rechten Hand eine Prellung und ein
HÃ¤matom zugezogen. SpÃ¤ter teilte der Heimbetreiber mit (Schreiben vom
11.07.2013, Bl. 167 VA), dass sich der in Rede stehende Unfall nach seinem Wissen
bereits am 03.03.2013 (8.00 Uhr) ereignet habe. â��Die Verletzungâ�� sei bei der
KÃ¶rperpflege des im Jahr 1934 geborenen Heimbewohners S entstanden.

Die F berichtete in ihrer Auskunft vom 08.04.2013 (Bl.Â 26 f. VA), die KlÃ¤gerin
habe sich am 04.03.2013 um 16.00 Uhr bei ihr vorgestellt. Als Erstbefund teilte die
Ã�rztin ein â��HÃ¤matom Mittelglieder D II-IV re.â�� sowie die Diagnose einer
Prellung des Handgelenks rechts und der Finger D II-IV mit. Ein dementer
Heimbewohner habe die Finger der KlÃ¤gerin verdreht. Unter Schmerztherapie mit
Diclofenac seien die Beschwerden bei ihrer letzten Vorstellung am 20.03.2013 leicht
rÃ¼cklÃ¤ufig gewesen. Danach habe sich die KlÃ¤gerin bei ihr nicht mehr
vorgestellt. Sie â�� F â�� habe ArbeitsunfÃ¤higkeit vom 05.03.2013 bis 27.03.2013
bescheinigt.

Am 26.03.2013 stellte sich die KlÃ¤gerin erstmals bei dem S1 vor. Sie gab dort an,
vor mehreren Wochen von einem Patienten die rechte Hand verdreht bekommen zu
haben, klagte Ã¼ber Schmerzen in der rechten Schulter, dem rechten Ellenbogen
sowie dem rechten Handgelenk und beschrieb â��massiveâ�� Schwellungen in
diesen Bereichen. S1 erhob den Befund eines betonten Druckschmerzes Ã¼ber der
Mittelhand und im Handwurzelbereich. Ein Druckschmerz bestehe auch radialseitig
Ã¼ber dem Ellenbogen und dem Schultergelenk. Sonographisch sei die rechte
Schulter unauffÃ¤llig Es finde sich ein ganz kleiner Saum im Bereich der
Supraspinatussehne. Hinweise fÃ¼r eine Rotatorenmanschettenruptur fÃ¤nden sich
â��definitivâ�� nicht.

Zur weiteren AbklÃ¤rung erfolgte am 09.04.2013 eine kernspintomographische
Untersuchung des rechten Schultergelenks. Die Beurteilung der T (Befund vom
09.04.2013, Bl. 60 VA) lautete: â��Teilruptur der Supraspinatussehne im Verlauf mit
peritendinÃ¶sem und tendi- nÃ¶sem Ã�dem. Geringe assoziierte Bursitis
subcoracoidea und Tendovaginitis der langen Bizepssehne. Geringe Ansatztendinitis
der Infraspinatussehne. Keine knÃ¶cherne Verletzung.â��

Am 26.04.2013 stellte sich die KlÃ¤gerin beim A vor und gab ihm gegenÃ¼ber zum
Unfallhergang an, sie habe am 04.03.2013 beim Ausziehen eines Patienten ein
Rotationstrauma des gesamten rechten Armes erlitten und seither Schmerzen im
rechten Handgelenk, rechten Ellenbogen und rechten Schultergelenk (Bericht vom
26.04.2013, Bl. 84 VA). SpÃ¤ter gab die KlÃ¤gerin u.a. an (s. ausgefÃ¼llter
Fragebogen vom 07.05.2013, Bl. 99 ff. VA), ein Patient habe ihr den rechten Arm
verdreht, was zu VerfÃ¤rbungen, Bluterguss und Schwellung mit sofort eintretenden
Schmerzen gefÃ¼hrt habe. Ihre Arbeit habe sie zunÃ¤chst weiter ausÃ¼ben
kÃ¶nnen und am nÃ¤chsten Tag F aufgesucht (s. auch die Angaben Bl. 204 VA:
â��weiter gearbeitetâ��, Aufsuchen von F am Nachmittag des Unfallfolgetags).

Am 16.05.2013 fÃ¼hrte A unter Narkose zunÃ¤chst eine FunktionsÃ¼berprÃ¼fung
des rechten Schultergelenks durch. Ausweislich des OP-Berichts vom 16.05.2013
(Bl. 114 ff. VA) sei prÃ¤operativ eine auffallende theatralische Schilderung von
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Beschwerden ohne eindeutig nachweisbare Verletzung mit anhaltend hochgradig
schmerzhafter FunktionsstÃ¶rung des rechten Schultergelenks erfolgt. Dieser
Befund sei intraoperativ beim Durchbewegen nicht nachweisbar gewesen. Bei der
Gelenkspiegelung des Glenohumeralgelenks habe sich kein krankhafter Befund
gefunden. Weiter heiÃ�t es in dem OP-Bericht: â��Darstellung der gesamten ROM,
die intakt ist. UnauffÃ¤llige Bizepssehne, die vÃ¶llig reizlos ist. VollstÃ¤ndig intaktes
Labrum, kein Knorpelschaden, keine EntzÃ¼ndungszeichen. Stabiler
Kapselbandapparat. IntraartikulÃ¤r keine Anhaltspunkte fÃ¼r eine Verletzung. Dann
Eingehen in den Gleitraum nach subacromial. Hier finden sich geringgradige
entzÃ¼ndliche Schleimbeutelverklebungen, die schrittweise gelÃ¶st und entfernt
werden. VollstÃ¤ndiges Freilegen der gesamten ROM mit Inspektion in sÃ¤mtlichen
Abschnitten. Auch hier ist die Manschette vollstÃ¤ndig in allen Abschnitten intakt
und unversehrt, keine EntzÃ¼ndungszeichen, keinerlei Verletzungszeichen. Der
Gleitraum ist vÃ¶llig frei. Beim Durchbewegen des Armes lÃ¤uft die Manschette
vÃ¶llig frei unter dem Schulterdach ohne Zeichen eines Engpasssyndroms.
Entfernung des periostalen Ã�berzuges am unteren Rand des Acromions im Sinne
einer Denervierung. Zusammenfassend ergeben sich keine Anhaltspunkte fÃ¼r eine
stattgefundene Verletzung bei dem von der Pat. angegebenen Distorsionstrauma
vom 04.03.2013. Die prÃ¤operativ geklagten Beschwerden sind anhand des
intraoperativen Befundes nicht nachvollziehbar. Es fand sich lediglich eine
geringgradige entzÃ¼ndliche Reaktion der Bursaschicht, welche entfernt wurde.
Sonstige krankhafte VerÃ¤nderungen finden sich nicht, weder degenerative
VerÃ¤nderungen noch UnfallschÃ¤den.â��

Hierauf teilte die Beklagte dem behandelnden Durchgangsarzt S1 mit Schreiben
vom 23.05.2013 (Bl. 121 VA) unter Berufung auf den OP-Bericht des A mit, da
unfall- bedingte SchÃ¤den anlÃ¤sslich der Operation vom 16.05.2013
ausgeschlossen hÃ¤tten werden kÃ¶nnen, solle die berufsgenossenschaftliche
Heilbehandlung und die zu Lasten der Beklagten gehende ArbeitsunfÃ¤higkeit
spÃ¤testens sechs Wochen danach â�� am 27.06.2013 â�� beendet sein.
Entsprechend wies die Beklagte die Krankenkasse der KlÃ¤gerin an, die Auszahlung
von Verletztengeld via Generalauftrag nur bis einschlieÃ�lich 27.06.2013
vorzunehmen.

Wegen weiterhin angegebener Beschwerden erfolgte eine neurologische
Untersuchung zum Ausschluss eines Nervenkompressionssyndroms. Der S2 stellte
AuffÃ¤lligkeiten am rechten Arm und der rechten Hand fest, die mit einem
beginnenden Sulcus-ulnaris-Syndrom rechts vergleichbar seien. Neurographisch
finde sich eine signifikante Minderung der motorischen Nervenleitgeschwindigkeit
im Sulcus ulnaris, die jedoch noch im Normbereich liege. Es zeigten sich keine
zervikalen sensomotorischen radikulÃ¤ren AusfÃ¤lle. Er diagnostizierte ein
beginnendes Sulcus-ulnaris-Syndrom rechts und empfahl eine lokale
Druckvermeidung im Sulcus-ulnaris-Bereich rechts (Bericht vom 21.06.2013, Bl. 140
VA).

Mit Schreiben vom 22.08.2013 teilte die Beklagte der KlÃ¤gerin u.a. mit, dass eine
unfallbedingte Heilbehandlung und ArbeitsunfÃ¤higkeit bzw.
EntschÃ¤digungsleistungen Ã¼ber den 27.06.2013 hinaus nicht in Betracht
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kÃ¤men. Im Widerspruchsverfahren holte die Beklagte beratungsÃ¤rztliche
Stellungnahmen ein. Der K1 teilte zum MRT vom 09.04.2013 mit (Bl.Â 228 VA), dass
typischen Traumafolgen (wie Bonebruise, WeichteilhÃ¤matome, Gelenkerguss)
nicht abgrenzbar seien. Die Supraspinatus- und Subscapularissehne wiesen
diskrete, das altersÃ¼bliche MaÃ� kaum Ã¼berschreitende degenerative
VerÃ¤nderungen auf. In der Bursa subacromialis sei keine pathologische
FlÃ¼ssigkeit abgrenzbar und auch eine Bursitis liege nicht vor, die lange
Bizepssehne sei intakt und auch die FlÃ¼ssigkeitsmenge nicht pathologisch. Die
Muskulatur, das Labrum und das axillÃ¤re GefÃ¤Ã�nervenbÃ¼ndel seien
unauffÃ¤llig abgebildet. Der S3 wies in seiner Stellungnahme (Bl. 232 VA) darauf
hin, dass nach dem Ergebnis der arthroskopischen Untersuchung und der MRT-
Bildgebung traumatisch bedingte VerÃ¤nderungen im Schultergelenk nicht
feststellbar und BehandlungsbedÃ¼rftigkeit sowie ArbeitsunfÃ¤higkeit auf sechs
Wochen postarthroskopisch einzugrenzen seien. Darauf gestÃ¼tzt wies die
Beklagte den Widerspruch der KlÃ¤gerin mit Widerspruchsbescheid vom 06.02.2014
zurÃ¼ck.
Im anschlieÃ�enden Klageverfahren S 3 U 722/14 beim Sozialgericht Karlsruhe (SG)
verfolgte die KlÃ¤gerin zuletzt (vgl. Bl. 30 SG-Akte S 3 U 722/14) das Begehren der
Anerkennung von (weiteren) Unfallfolgen des Arbeitsunfalls vom
â��03./04.03.2013â�� (Bl. 14 SG-Akte S 3 U 722/14) im Bereich des rechten Arms
und der rechten Schulter und trug im Wesentlichen unter Hinweis u.a. auf den
Entlassungsbericht (Bl.Â 19Â ff. SG-Akte S 3 U 722/14) der Ã�rzte der Rklinik B2
(RehabilitationsmaÃ�nahme vom 18.02. bis 18.03.2014 auf Kosten der
Rentenversicherung) vor, dass bei ihr weiterhin eine FunktionsstÃ¶rung des rechten
Arms und der rechten Schulter mit dauerhaften SchmerzzustÃ¤nden, Kraftverlust
und BewegungseinschrÃ¤nkung bestehe, die auf dem Arbeitsunfall beruhe. Vor dem
Unfall habe sie keine wesentlichen Verletzungen/Erkrankungen erlitten. AnlÃ¤sslich
einer zum Abschluss einer privaten Krankenversicherung im Juni 2011 erfolgten
Untersuchung seien ebenfalls BeeintrÃ¤chtigungen im Bereich der
Schulter/Unterarme nicht erhoben worden.

Das SG holte auf Antrag der KlÃ¤gerin nach Â§ 109 des Sozialgerichtsgesetzes
(SGG) das Gutachten des S1 vom 12.02.2015 ein, der auf Grund seiner
Untersuchungen der KlÃ¤gerin im Zeitraum vom 26.03.2013 bis zuletzt am
25.11.2014 eine MindergebrauchsfÃ¤higkeit der rechten oberen ExtremitÃ¤t mit
angegebener BewegungseinschrÃ¤nkung der rechten Schulter sowie angegebenen
GefÃ¼hlsstÃ¶rungen und â��ab und anâ�� angegebenen FarbverÃ¤nderungen im
Bereich des rechten Unterarms und der rechten Hand diagnostizierte. Die Frage, ob
schÃ¤digende Einwirkungen des in Rede stehenden Ereignisses mit
Wahrscheinlichkeit fÃ¼r die festgestellten GesundheitsstÃ¶rungen zumindest
annÃ¤hernd gleichwertig ursÃ¤chlich gewesen seien, verneinte der
SachverstÃ¤ndige nach ausfÃ¼hrlicher Diskussion und AbwÃ¤gung (s. Bl. 69 ff. SG-
Akte S 3 U 722/14).

Mit Gerichtsbescheid vom 05.05.2015 wies das SG â�� nachdem das
Ablehnungsgesuch der KlÃ¤gerin gegen den Kammervorsitzenden
zurÃ¼ckgewiesen worden war (Beschluss vom 30.04.2015 im Verfahren S 4 SF
1416/15 AB) â�� die Klage ab. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte es im Wesentlichen aus,
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dass sich auf Grund der nach mehrmaligen Untersuchungen bei der KlÃ¤gerin
erhobenen Befunde, â�� insbesondere der arthroskopische OP-Befund vom
16.05.2013 â�� eine unfallbedingte SchÃ¤digung im Bereich der (rechten) Schulter
neben der von der Beklagten zu Grunde gelegten folgenlos ausgeheilten
Handquetschung nicht nachweisen lasse. Diese Beurteilung habe der
SachverstÃ¤ndige S1 bestÃ¤tigt.

Im anschlieÃ�enden Berufungsverfahren beim Landessozialgericht (LSG) Baden-
WÃ¼rttemberg (LÂ 1 U 2207/15) machte die KlÃ¤gerin u.a. geltend, dass nicht
nachvollziehbar sei, wie S1 auf ein Verdrehen der Hand bzw. der Finger gekommen
sei. Vielmehr habe ein Bewohner auf dem Bett sitzend die Hand vorstrecken sollen,
damit sie ihm das Hemd von hinten her hÃ¤tte ausziehen kÃ¶nnen. Irgendetwas
mÃ¼sse ihn aber erschreckt haben und er habe sie an der Hand gepackt und ihre
Hand und infolgedessen ihren Arm bis hinauf zum Schultergelenk hochgerissen. Sie
habe sofort einen starken Schmerz verspÃ¼rt. Auch lÃ¤gen etwaige VorschÃ¤den
bei ihr nicht vor, wovon auch S1 ausgegangen sei. Ferner legte die KlÃ¤gerin einen
Befundbericht des polnischen G vor (Untersuchung am 30.09.2014, Diagnosen:
posttraumatisches Schmerzsyndrom des rechten Schultergelenks auf Basis
partieller BeschÃ¤digung des Musculus supraspinatus, Subluxatio des rechten
BrustschlÃ¼sselbeingelenks, s. Ã�bersetzung in die Gerichtssprache Bl. 12 f. LSG-
Akte L 1 U 2207/15).

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 19.10.2015 schlossen die Beteiligten sodann
zur Erledigung des Rechtsstreits in der Hauptsache einen Vergleich, wonach sich die
Beklagte verpflichtete, mit gesondertem Bescheid festzustellen, ob es sich bei dem
Ereignis vom 04.03.2013 um einen Arbeitsunfall handelt sowie welche
GesundheitsstÃ¶rungen Folgen davon sind.

Die Beklagte befragte sodann erneut F, die mit Schreiben vom 29.02.2016
bekrÃ¤ftigte, dass die KlÃ¤gerin beim Erstkontakt nicht Ã¼ber
Schulterbeschwerden geklagt habe und lediglich von verdrehten Fingern und
ausstrahlenden Schmerzen in den rechten Unterarm die Rede gewesen sei.

Mit Bescheid vom 26.04.2016 anerkannte die Beklagte das Ereignis vom
â��04.03.2013â�� als Arbeitsunfall (VerfÃ¼gungssatz 1) sowie eine unfallbedingte
folgenlos ausgeheilte Quetschung der Mittelglieder der Finger D II-IV der rechten
Hand (VerfÃ¼gungssatz 2). Nicht Unfallfolge (VerfÃ¼gungssatz 3) seien die
Schleimbeutel(= Bursa)entzÃ¼ndung/-reizung an der rechten Schulter mit
nachfolgender Entfernung der entzÃ¼ndeten Bursaschicht, eine
MindergebrauchsfÃ¤higkeit der rechten Schulter (BewegungseinschrÃ¤nkung im
Schultergelenk) und der rechten oberen ExtremitÃ¤t (Druckschmerzhaftigkeit) bei
nicht objektivierbaren, subjektiven Beschwerden sowie eine Muskelminderung im
Bereich des Oberarms; auch die Folgen des Sulcus-ulnaris-Syndroms rechts mit
TaubheitsgefÃ¼hl des Daumens, Kraftminderung der Hand und Fingerschmerzen
seien keine Unfallfolgen. Zur BegrÃ¼ndung wurde im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt,
dass zwischen dem Ereignis am â��03.03.2013â�� und den geklagten Beschwerden
im Bereich der rechten Schulter und des rechten Ellenbogens ein rechtlich
wesentlicher Zusammenhang nicht hinreichend wahrscheinlich sei. Entsprechende
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objektivierte Befunde respektive entsprechende unfallnahe (traumatische)
Beschwerdesymptome mit spezifischem Funktionsverlust lÃ¤gen nicht vor und
namentlich sei auch eine Supraspinatussehnenverletzung im Rahmen der
stattgehabten Arthroskopie ausgeschlossen worden. Zudem sei der von der
KlÃ¤gerin zunÃ¤chst geschilderte Unfallhergang (Verdrehen der rechten
Hand/Finger) auch nicht geeignet und der spÃ¤ter geschilderte
(Verdrehen/HochreiÃ�en des Armes durch den sitzenden Heimbewohner)
unplausibel und nicht nachgewiesen. Im anschlieÃ�enden Widerspruchsverfahren
verwies die KlÃ¤gerseite auf eine Stellungnahme des S1 gegenÃ¼ber dem
Landratsamt R1 (Versorgungsamt) vom 14.01.2016 (Bl. 458 ff. VA). Mit
Widerspruchsbescheid vom 25.07.2016 wies die Beklagte den Widerspruch
zurÃ¼ck.

Hiergegen hat die KlÃ¤gerin am 16.08.2016 beim SG (u.a., ihre pauschal auf
Leistungen gerichtete Klage nahm sie spÃ¤ter zurÃ¼ck, s. Bl. 2, 23 SG-Akte) mit
dem Begehren Klage erhoben, ihre FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen im Bereich der
rechten Schulter â�� die sie spÃ¤ter (s. Bl. 43 SG-Akte) entsprechend dem
VerfÃ¼gungssatz 3 im angefochtenen Ausgangsbescheid konkretisiert hat â�� als
Folgen des Arbeitsunfalls anzuerkennen. Zur BegrÃ¼ndung hat sie im Wesentlichen
â�� auch unter Verweis auf ihr Vorbringen im vorangegangenen Prozess â��
geltend gemacht, dass ihr nicht nur die Finger bzw. die Hand verdreht worden sei,
sondern dass der Patient sie â��an der Hand gepackt und diese zusammen mit dem
Arm hochgerissenâ�� (Bl. 2 SG-Akte) habe, wodurch es im Schulterbereich zu einem
â��Verdrehungs-Traumaâ�� gekommen sei. Deswegen kÃ¶nne auch dem
Gutachten des S1 â�� der selbst durchgangsÃ¤rztlich noch von einer
Schulterbeteiligung ausgegangen sei â�� nicht gefolgt werden. Alternativursachen
bestÃ¼nden nicht und bei F handele es sich um die â��HausÃ¤rztinâ�� der
Pflegeeinrichtung.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem SG hat die KlÃ¤gerin u.a. angegeben,
dass der im Bett sitzende Patient ihren Arm nach oben gerissen und sie zum
Stolpern gebracht habe, sodass sie auf die Knie bzw. â��auch nach vornÃ¼berâ��
gefallen sei und sich mit der linken Hand abgestÃ¼tzt habe (Bl.Â 42 Rs. SG-Akte).

Mit Urteil vom 26.07.2017 hat das SG die Klage abgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung hat
es im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt, dass die geltend gemachten Beschwerden im
Bereich der rechten Schulter bzw. rechten oberen ExtremitÃ¤t â�� soweit
objektiviert â�� nicht mit hinreichender Wahrscheinlichkeit auf das angeschuldigte
Ereignis zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden kÃ¶nnten. Es mangele namentlich an einer
entsprechenden Beschwerdesymptomatik und an entsprechenden Befunden zeitnah
nach dem Unfall. S1 habe zudem in seinem Gutachten Ã¼berzeugend dargelegt,
dass sich die AuffÃ¤lligkeiten im MRT vom 09.04.2013 gerade nicht bestÃ¤tigt
hÃ¤tten, nachdem die Arthroskopie am 16.05.2013 keinerlei knÃ¶cherne
Verletzungen bzw. solche der Weichteilstrukturen erbracht habe. Hinsichtlich der im
Rahmen der Arthroskopie vorgefundenen geringgradigen
SchleimbeutelentzÃ¼ndung sei ein Unfallursachenzusammenhang lediglich
mÃ¶glich, aber nicht hinreichend wahrscheinlich (Hinweis auf die AusfÃ¼hrungen
des S1 in seinem Gutachten). NÃ¤mliches gelte hinsichtlich des erstmals am
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21.06.2013 diagnostizierten beginnenden Sulcus-ulnaris-Syndroms am rechten Arm.
In Ansehung dessen komme es auf die Geeignetheit des fraglich gebliebenen
Unfallhergangs nicht an.

Gegen das â�� ihren ProzessbevollmÃ¤chtigten am 08.08.2017 zugestellte â��
Urteil hat die KlÃ¤gerin am 23.08.2017 Berufung eingelegt. Sie hat darauf
hingewiesen, dass der Unfall am 03.03.2013 gewesen sei und zur BegrÃ¼ndung
ihres Rechtsmittels im Wesentlichen vorgebracht, dass der von ihr geschilderte
Unfallhergang, den sie auch bereits gegenÃ¼ber F so geschildert habe, sehr wohl
geeignet sei, eine traumatische SchÃ¤digung der Schulterweichteilstrukturen oder
-sehnen herbeizufÃ¼hren. Der Unfallhergang habe auch zentrale Bedeutung.
Hinzukomme, dass F die angeblich fehlende Beschwerdesymptomatik schlicht nicht
dokumentiert habe. Bei S1 habe sie die Schulterbeschwerden â��einige Wochen
spÃ¤terâ�� angegeben und dieser sei auch â�� wie die Radiologin â�� von einer
Ruptur ausgegangen; auch die Ã�rzte in der R-Klinik hÃ¤tten ein Distorsionstrauma
der Schulter sowie ein fragliches Sulcus-ulnaris-Syndrom diagnostiziert. Dem
Arthroskopie-Bericht komme keine grÃ¶Ã�ere Bedeutung zu als dem MRT. Als
Ursache des Sulcus-ulnaris-Syndroms komme ohnehin nur der Unfall in Frage. Das
SG hÃ¤tte ein Gutachten einholen mÃ¼ssen. AuÃ�erdem sei ihr zwischenzeitlich ein
Grad der Behinderung (GdB) von 30 auch wegen der Schulterleiden zuerkannt
worden.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Karlsruhe vom 26.07.2017 aufzuheben, den Bescheid
vom 26.04.2016 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 25.07.2016
abzuÃ¤ndern und die Beklagte zu verurteilen, bei ihr eine
SchleimbeutelentzÃ¼ndung/-reizung an der rechten Schulter mit nachfolgender
Entfernung der entzÃ¼ndeten Bursaschicht, eine MindergebrauchsfÃ¤higkeit der
rechten Schulter mit BewegungseinschrÃ¤nkung im Schultergelenk und der rechten
oberen ExtremitÃ¤t bei Druckschmerzhaftigkeit, eine Muskelminderung im Bereich
des Oberarms sowie ein Sulcus-ulnaris-Syndrom rechts mit TaubheitsgefÃ¼hl des
Daumens, Kraftminderung der Hand und Fingerschmerzen als weitere Folgen des
Arbeitsunfalls vom 03.03.2013 anzuerkennen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die angefochtenen Entscheidungen fÃ¼r zutreffend.

Der Senat hat F und A sowie den Q (Praxisnachfolger des S2) schriftlich als
sachverstÃ¤ndige Zeugen befragt. Letzterer hat im Wesentlichen auf den
Befundbericht des S2 vom 21.06.2013 (s.o.) verwiesen und darauf aufmerksam
gemacht, dass seinerzeit eine elektrophysiologische BestÃ¤tigung der im Bericht
genannten Diagnose eines beginnenden Sulcus-ulnaris-Syndroms bei unauffÃ¤lliger
Latenz des Nervus ulnaris beidseits nicht gelungen sei. F hat ihre Angaben in den
AuskÃ¼nften gegenÃ¼ber der Beklagten bekrÃ¤ftigt (Befund am 04.03.2013:
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HÃ¤matom Mittelglieder der Finger II-IV rechts, HandoberflÃ¤che rechts verdickt,
Ausstrahlung in den rechten Unterarm, Diagnosen: HÃ¤matom Mittelglieder der
Finger II-IV rechts, Prellung rechte Hand, s. Bl. 52 f. Senats-Akte). A hat u.a. auf
seinen OP-Bericht vom 16.05.2013 verwiesen und angegeben, dass sich daraus ein
klarer Hinweis fÃ¼r einen Unfallschaden bzw. eine posttraumatische Bursitis nicht
ergebe; ein Zusammenhang zwischen den am 16.05.2013 gelÃ¶sten Verklebungen
und dem Unfall lasse sich nicht herstellen. Die bei der KlÃ¤gerin postoperativ
bestehenden anhaltenden (unklaren) Schmerzen und BewegungseinschrÃ¤nkungen
seien als Komplikationen im Heilungsverlauf zu werten. Wegen der
diesbezÃ¼glichen weiteren Einzelheiten wird auf die Auskunft Bl.Â 56 ff. Senats-
Akte verwiesen.

Zur weiteren Darstellung des Sachverhalts und des Beteiligtenvorbringens wird auf
die Prozessakten erster und zweiter Instanz â�� auch der Verfahren S 3 U 722/14
und L 1 U 2207/15 â�� sowie die vorgelegten Verwaltungsakten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die gemÃ¤Ã� Â§ 151 Abs. 1 SGG form- und fristgerecht eingelegte und gemÃ¤Ã�
den Â§Â§ 143, 144 SGG statthafte Berufung der KlÃ¤gerin ist zulÃ¤ssig, jedoch
unbegrÃ¼ndet.

Gegenstand des Rechtsstreits ist der Bescheid vom 26.04.2016 in der Gestalt (Â§ 95
SGG) des Widerspruchsbescheids vom 25.07.2016, indes nur insoweit, als die
Beklagte damit die Anerkennung der geltend gemachten Beschwerden im Bereich
der rechten Schulter und des rechten Oberarms sowie im Zusammenhang mit
einem Sulcus-ulnaris-Syndrom im Bereich der rechten oberen ExtremitÃ¤t als
Unfallfolgen ausdrÃ¼cklich ablehnte (VerfÃ¼gungssatz 3). Nur dagegen hat sich die
KlÃ¤gerin gewandt und die ebenfalls mit Bescheid vom 26.04.2016 verfÃ¼gte
Anerkennung des Ereignisses vom â��04.03.2013â�� als Arbeitsunfall
(VerfÃ¼gungssatz 1) mit einer (folgenlos ausgeheilten) Quetschung der
Mittelglieder der Finger DII-DIV rechts (VerfÃ¼gungssatz 2) â�� da ihr auch
gÃ¼nstig â�� nicht angegriffen. Diese VerfÃ¼gungssÃ¤tze sind mithin
bestandskrÃ¤ftig geworden (Â§Â 77 SGG). Insoweit ist es dem Senat auch verwehrt,
den VerfÃ¼gungssatz 1 im Rahmen der Berufung der KlÃ¤gerin hinsichtlich des
Datums des Ereignisses (klarstellend) abzuÃ¤ndern, nachdem sich das
angeschuldigte Ereignis nicht am 04.03.2013, sondern am 03.03.2013 (s. bereits
die Mitteilung des HeimtrÃ¤gers vom 11.07.201 sowie die AuskÃ¼nfte der F â��
Erstkontakt am 04.03.2013 â�� und die diesbezÃ¼glichen Angaben der KlÃ¤gerin
â�� Aufsuchen der F am Unfallfolgetag -) ereignete. Eine weitergehende Relevanz
folgt daraus indes nicht. Denn das Ereignis als solches ist als Arbeitsunfall
anerkannt; dass es im Pflegeheim in B1 sowohl am 03.03. als auch am 04.03.2013
jeweils zu einem Unfall kam, ist ausgeschlossen; davon sind auch die Beteiligten zu
keinem Zeitpunkt ausgegangen. Dass die Beklagte dieses eine Ereignis auch
anerkennen wollte, steht auÃ�er Frage, zumal in der BescheidbegrÃ¼ndung â��
anders als im VerfÃ¼gungssatz â�� als Unfalltag auch der 03.03.2013 genannt
wurde. Dieses Datum legt auch der Senat seiner Beurteilung in der Sache zu
Grunde.
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Gegen die Ablehnung der Anerkennung der im VerfÃ¼gungssatz 3 des
angegriffenen Bescheids umschriebenen Beschwerden als Unfallfolgen wendet sich
die KlÃ¤gerin zulÃ¤ssigerweise mit der kombinierten Anfechtungs- und
Verpflichtungsklage. Mit der Anfechtungsklage nach Â§ 54 Abs. 1 Var. 1 SGG
begehrt die KlÃ¤gerin die (teilweise) Aufhebung der Verwaltungsentscheidung,
soweit diese das Nichtvorliegen dieser Unfallfolgen regelt, und mit der
Verpflichtungsklage nach Â§ 54 Abs. 1 Satz 1 Var. 2 SGG â�� an Stelle der
gerichtlichen Feststellung gemÃ¤Ã� Â§Â 55 Abs. 1 Nr. 3 SGG â�� die Verurteilung
der Beklagten, als weitere Unfallfolgen des Arbeitsunfalls vom 03.03.2013 (s.o.)
eine SchleimbeutelentzÃ¼ndung/-reizung an der rechten Schulter mit
nachfolgender Entfernung der entzÃ¼ndeten Bursaschicht, eine
MindergebrauchsfÃ¤higkeit der rechten Schulter mit BewegungseinschrÃ¤nkung im
Schultergelenk und der rechten oberen ExtremitÃ¤t bei Druckschmerzhaftigkeit,
eine Muskelminderung im Bereich des Oberarms sowie ein Sulcus-ulnaris-Syndrom
rechts mit TaubheitsgefÃ¼hl des Daumens, Kraftminderung der Hand und
Fingerschmerzen anzuerkennen. Nach der Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts (BSG) kann der Versicherte an Stelle gerichtlicher Feststellung
auch die Verurteilung der Beklagten zur Anerkennung von Unfallfolgen als Element
eines jeglichen Leistungsanspruchs im Wege der Verpflichtungsklage verlangen
(BSG, Urteil vom 05.07.2011, B 2 U 17/10 R, mit weiteren AusfÃ¼hrungen zur
Anspruchsgrundlage, zitiert â�� wie alle nachfolgenden hÃ¶chstrichterlichen
Entscheidungen â��Â nach juris).

Das SG hat die Klage zu Recht abgewiesen. Der Bescheid vom 26.04.2016 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 25.07.2016 ist â�� soweit von der
KlÃ¤gerin angefochten (s.o.) â�� rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt sie nicht in ihren
Rechten. Die KlÃ¤gerin hat gegen die Beklagte Ã¼ber die im Bescheid vom
26.04.2016 (bindend) festgestellte folgenlos ausgeheilte Quetschung der
Mittelglieder der Finger DII-DIV rechts keinen Anspruch auf Anerkennung einer
SchleimbeutelentzÃ¼ndung/-reizung an der rechten Schulter mit nachfolgender
Entfernung der entzÃ¼ndeten Bursaschicht, einer MindergebrauchsfÃ¤higkeit der
rechten Schulter mit BewegungseinschrÃ¤nkung im Schultergelenk und der rechten
oberen ExtremitÃ¤t bei Druckschmerzhaftigkeit, einer Muskelminderung im Bereich
des Oberarms sowie eines Sulcus-ulnaris-Syndroms rechts mit TaubheitsgefÃ¼hl
des Daumens, Kraftminderung der Hand und Fingerschmerzen als (weitere) Folgen
des (bindend anerkannten) Arbeitsunfalls vom 03.03.2013.

ArbeitsunfÃ¤lle sind UnfÃ¤lle von Versicherten infolge einer den
Versicherungsschutz nach Â§Â§ 2, 3, 6 des Siebten Buches Sozialgesetzbuch (SGB
VII) begrÃ¼ndenden TÃ¤tigkeit (versicherte TÃ¤tigkeit; Â§ 8 Abs. 1 Satz 1 SGB VII).
UnfÃ¤lle sind zeitlich begrenzte, von auÃ�en auf den KÃ¶rper einwirkende
Ereignisse, die zu einem Gesundheitsschaden oder zum Tod fÃ¼hren (Â§ 8 Abs. 1
Satz 2 SGB VII). FÃ¼r einen Arbeitsunfall ist danach in der Regel erforderlich (BSG,
Urteil vom 30.01.2007, B 2 U 8/06 R), dass die Verrichtung des Versicherten zur Zeit
des Unfalls der versicherten TÃ¤tigkeit zuzurechnen ist (innerer bzw. sachlicher
Zusammenhang), dass diese Verrichtung zu dem zeitlich begrenzten von auÃ�en
auf den KÃ¶rper einwirkenden Ereignis â�� dem Unfallereignis â�� gefÃ¼hrt hat
(UnfallkausalitÃ¤t) und dass das Unfallereignis einen Gesundheitserstschaden oder
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den Tod des Versicherten verursacht hat (haftungsbegrÃ¼ndende KausalitÃ¤t).

Hier steht bereits auf Grund der Anerkennung des Ereignisses vom 03.03.2013 als
Arbeitsunfall in dem insoweit bestandskrÃ¤ftig gewordenen Bescheid vom
26.04.2016 fest, dass die KlÃ¤gerin einen Arbeitsunfall erlitt. In ursÃ¤chlichem
Zusammenhang mit diesem Ereignis trat (jedenfalls) ein HÃ¤matom der
Mittelglieder der Finger II-IV rechts mit oberflÃ¤chlicher Verdickung auf, was F
entsprechend am 04.03.2013 dokumentierte und diagnostizierte und auf Grundlage
dessen die Beklagte einen Arbeitsunfall mit (folgenlos ausgeheilter) Quetschung der
Mittelglieder der Finger D II-IV der rechten Hand anerkannte. Ein
Gesundheitserstschaden liegt somit vor. Damit ist aber nicht zugleich die Annahme
gerechtfertigt, dass die darÃ¼ber hinaus von der KlÃ¤gerin zur Anerkennung
begehrten Beschwerden im Bereich der rechten Schulter/des rechten Oberarms
bzw. des rechten Ellenbogens (Sulcus-ulnaris-Syndrom) ursÃ¤chlich auf den
Arbeitsunfall zurÃ¼ckzufÃ¼hren sind.

Nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung mÃ¼ssen im Unfallversicherungsrecht die
anspruchsbegrÃ¼ndenden Tatsachen, nÃ¤mlich die versicherte TÃ¤tigkeit, die
schÃ¤digende Einwirkung (Arbeitsunfall bzw. Berufskrankheit) und die als
Gesundheitsschaden geltend gemachte GesundheitsstÃ¶rung erwiesen sein, d.h.
bei vernÃ¼nftiger AbwÃ¤gung des Gesamtergebnisses des Verfahrens muss der
volle Beweis fÃ¼r das Vorliegen der genannten Tatsachen als erbracht angesehen
werden kÃ¶nnen; sie mÃ¼ssen daher mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit feststehen (vgl. u.a. BSG, Urteil vom 20.12.2016, B 2 U 16/15 R).
Nur hinsichtlich des ursÃ¤chlichen Zusammenhangs zwischen der versicherten
TÃ¤tigkeit und der schÃ¤digenden Einwirkung sowie der schÃ¤digenden Einwirkung
und dem Gesundheitsschaden genÃ¼gt eine hinreichende Wahrscheinlichkeit (BSG,
a.a.O.; vgl. auch BSG, Urteil vom 30.04.1985, 2 RU 43/84 mit weiteren
AusfÃ¼hrungen zur BegrÃ¼ndung); hinreichende Wahrscheinlichkeit bedeutet,
dass bei vernÃ¼nftiger AbwÃ¤gung aller wesentlichen Gesichtspunkte des
Einzelfalls mehr fÃ¼r als gegen einen Ursachenzusammenhang sprechen muss,
wobei dieser nicht schon dann wahrscheinlich ist, wenn er nicht auszuschlieÃ�en
oder nur mÃ¶glich ist (vgl. BSG, Urteil vom 02.11.1999, B 2 U 47/98 R; Urteil vom
02.05.2001, B 2 U 16/00 R). Kommen mehrere Ursachen in Betracht
(konkurrierende KausalitÃ¤t), so sind nur solche Ursachen als rechtserheblich
anzusehen, die wegen ihrer besonderen Beziehung zum Erfolg zu dessen Eintritt
wesentlich beigetragen haben (vgl. BSG, Urteil vom 28.06.1988, 2/9b RU 28/87).
Kann ein behaupteter Sachverhalt nicht nachgewiesen oder der ursÃ¤chliche
Zusammenhang nicht wahrscheinlich gemacht werden, so geht dies nach dem im
sozialgerichtlichen Verfahren geltenden Grundsatz der objektiven Beweislast zu
Lasten des Beteiligten, der aus diesem Sachverhalt Rechte herleitet, bei den
anspruchsbegrÃ¼ndenden Tatsachen also zu Lasten des jeweiligen KlÃ¤gers (vgl.
BSG, Urteil vom 27.06.1991, 2 RU 31/90).

Im Bereich der gesetzlichen Unfallversicherung gilt wie allgemein im Sozialrecht
fÃ¼r den ursÃ¤chlichen Zusammenhang zwischen Unfallereignis und
Gesundheitsschaden die Theorie der wesentlichen Bedingung (hierzu und zum
Nachfolgenden BSG, Urteil vom 12.04.2005, B 2 U 27/04 R). Diese setzt zunÃ¤chst
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einen naturwissenschaftlichen Ursachenzusammenhang zwischen dem
Unfallereignis und dem Gesundheitsschaden voraus. Es ist daher in einem ersten
Schritt zu klÃ¤ren, ob der Gesundheitsschaden auch ohne das Unfallereignis
eingetreten wÃ¤re. Ist dies der Fall, war das Unfallereignis fÃ¼r den
Gesundheitsschaden schon aus diesem Grund nicht ursÃ¤chlich. Andernfalls ist in
einem zweiten, wertenden Schritt zu prÃ¼fen, ob das versicherte Unfallereignis
fÃ¼r den Gesundheitsschaden wesentlich war. Denn als im Sinne des Sozialrechts
ursÃ¤chlich und rechtserheblich werden nur solche Ursachen angesehen, die wegen
ihrer besonderen Beziehung zum Erfolg zu dessen Eintritt wesentlich mitgewirkt
haben. Dabei ist zunÃ¤chst zu prÃ¼fen, ob neben der versicherten Ursache weitere
Ursachen im naturwissenschaftlichen Sinn (erste Stufe) zum Gesundheitsschaden
beitrugen. Gab es neben der versicherten Ursache noch andere, konkurrierende
Ursachen (im naturwissenschaftlichen Sinn), z.B. Krankheitsanlagen, so war die
versicherte Ursache wesentlich, sofern die unversicherte Ursache nicht von
Ã¼berragender Bedeutung war. Eine Ã¼berwiegende oder auch nur gleichwertige
Bedeutung der versicherten gegenÃ¼ber der konkurrierenden Ursache ist damit
fÃ¼r die Annahme des ursÃ¤chlichen Zusammenhangs nicht Voraussetzung.

Unter Zugrundelegung dieser MaÃ�stÃ¤be ist der Senat schon nicht davon
Ã¼berzeugt, dass bei der KlÃ¤gerin als GesundheitsstÃ¶rung ein Sulcus-ulnaris-
Syndrom rechts vorliegt. Dr.Â van Quekelberghe hat in seiner Auskunft gegenÃ¼ber
dem Senat unter Auswertung des seinerzeitigen Befundberichts des S2 klargestellt,
dass die (Verdachts-)Diagnose eines derartigen Syndroms in der
elektrophysiologischen Untersuchung gerade nicht bestÃ¤tigt wurde, nachdem die
Latenz des Nervus ulnaris beidseits unauffÃ¤llig war. Auch S2 ging im Ã�brigen von
einer (noch) normgerechten Nervenleitgeschwindigkeit aus und es zeigten sich
auch keinerlei zervikale sensomotorische radikulÃ¤re AusfÃ¤lle. Auch die Ã�rzte der
R-Klinik konnten im Rahmen der stattgehabten RehabilitationsmaÃ�nahme im
Februar/MÃ¤rz 2014 â��Â also rund ein Jahr nach dem angeschuldigten Ereignis â��
ausweislich des Entlassungsberichts (Bl. 21, 23 SG-Akte SÂ 3Â U 722/14) gerade
keine klassische Sulcus-ulnaris-Symptomatik feststellen und beschrieben vielmehr
eine klinisch ungestÃ¶rte Neurologie im Bereich der rechten Hand bei normaler
Ellenbogenfunktion, normalem Handstatus und ohne sensomotorische Defizite.
Hinsichtlich der von der KlÃ¤gerin geklagten Leiden, auch im Zusammenhang mit
den angegebenen GefÃ¼hlsstÃ¶rungen, verwiesen sie auf eine diskrepante
Beschwerdedemonstration. In Ansehung dessen ist das Vorliegen eines Sulcus-
ulnaris-Syndroms rechts mit entsprechender Symptomatik schon nicht objektiviert,
der erforderliche Vollbeweis fÃ¼r das Vorliegen einer solchen Erkrankung mithin
nicht erbracht. Eine Anerkennung als Unfallfolge kommt bereits aus diesem Grund
nicht in Betracht.

Hinsichtlich der von der KlÃ¤gerin weiter geltend gemachten Beschwerden im
Bereich der rechten Schulter respektive des rechten Oberarms, die S1 in seinem, im
vorliegenden Verfahren urkundbeweislich verwertbaren
SachverstÃ¤ndigengutachten (S 3 U 722/14) als MindergebrauchsfÃ¤higkeit der
rechten Schulter mit (freilich nur angegebener) BewegungseinschrÃ¤nkung im
Schultergelenk bzw. der rechten oberen ExtremitÃ¤t bei Druckschmerzhaftigkeit
und mit Muskelminderung im Bereich des rechten Oberarms umschrieb (Bl. 69 SG-
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Akte S 3 U 722/14) â�� diese Umschreibung Ã¼bernahm die Beklagte im
angefochtenen Bescheid und die KlÃ¤gerin hat diese Umschreibung ebenfalls zum
Gegenstand ihres Begehrens gemacht -, sind diese zur Ã�berzeugung des Senats
nicht mit hinreichender Wahrscheinlichkeit Folge des erlittenen Unfalls.

Erstbefundlich diagnostizierte F am Unfallfolgetag, nachdem die KlÃ¤gerin ihre
Arbeitsschicht am Tag des Ereignisses noch beendet hatte, einzig eine Finger- bzw.
Handgelenksprellung rechts und beschrieb als Befund ein HÃ¤matom der
Mittelglieder der Finger II-IV sowie eine verdickte HandoberflÃ¤che rechts. Ein
klinischer Befund im Bereich des rechten Ellenbogens bzw. der rechten oberen
ExtremitÃ¤t â�� oder auch nur eine entsprechende Beschwerdeangabe â�� ist
unfallnah nicht dokumentiert. Zwar klagte die KlÃ¤gerin bei S1 am 26.03.2013 (u.a.)
Ã¼ber Schmerzen im Bereich der rechten Schulter und im rechten
Ellenbogenbereich, die rÃ¶ntgenologische Untersuchung ergab indes keinerlei
Hinweise auf knÃ¶cherne Verletzungen â�� ebenso wie die MRT-Untersuchung vom
09.04.2013 â�� im Bereich der rechten oberen ExtremitÃ¤t und sonographisch war
die rechte Schulter unauffÃ¤llig; S1 erkannte lediglich â��einen ganz kleinen Saum
im Bereich der Supraspinatussehne ohne jeglichen Hinweis auf eine
Rotatorenmanschettenrupturâ��. Im Ã�brigen gab er in seinem Bericht lediglich die
subjektiven Angaben der KlÃ¤gerin wieder und beschrieb namentlich im Bereich der
rechten Schulter bzw. des rechten Ellenbogens die Angabe von Druckschmerzen;
Ã¤uÃ�ere Verletzungszeichen beschrieb er nicht. Bei der weiteren Untersuchung
durch S1 am 08.04.2013 zeigte sich sonographisch im Bereich der rechten Schulter
lediglich â��ein wenig FlÃ¼ssigkeitâ��. Soweit er im weiteren Verlauf seiner
Untersuchungen dann auf der Grundlage der EinschÃ¤tzung der T zum MRT-Befund
vom 09.04.2013 â��Â insoweit wird auf die entsprechende Wiedergabe oben im
Tatbestand Bezug genommen â�� (zunÃ¤chst) namentlich von einer Teilruptur der
Supraspinatussehne mit entsprechender Begleitsymptomatik ausging, hat er in
seinem Gutachten vom 12.02.2015 daran zu Recht nicht mehr festgehalten,
nachdem im Rahmen der am 16.05.2013 von A durchgefÃ¼hrten Arthroskopie der
rechten Schulter sich diese, bis auf eine geringgradige entzÃ¼ndliche Reaktion der
Bursaschicht (die erfolgreich entfernt wurde), vollkommen unauffÃ¤llig darstellte
â�� was der Senat dem OP-Bericht und der Auskunft des A entnimmt â�� und
nachdem bereits K1 in seiner beratungsÃ¤rztlichen Stellungnahme (die als
qualifiziertes Beteiligtenvorbringen verwertbar ist) darauf hingewiesen hatte, dass
die MRT-Bildgebung gerade keine typischen Traumafolgen zeigt und sich
namentlich die Supraspinatussehne als intakt mit lediglich diskreten, das
altersÃ¼bliche MaÃ� kaum Ã¼berschreitenden degenerative VerÃ¤nderungen
darstellt. Der OP-Befund bestÃ¤tigte dies.

Unter Zugrundelegung dessen hat S1 in seinem Gutachten vom 12.02.2015 unter
WÃ¼rdigung auch seiner eigenen Untersuchungsergebnisse im Zeitraum von Ende
MÃ¤rz 2013 bis Ende November 2014 im Einzelnen (s. Bl. 69 ff. SG-Akte S 3 U
722/14) schlÃ¼ssig und nachvollziehbar dargelegt, dass bei der KlÃ¤gerin klinisch
im Bereich des rechten Oberarms/der rechten Schulter keinerlei Verletzung der
organischen Strukturen und erst recht kein Sehnenschaden zu objektivieren ist,
dass sich bei der Arthroskopie am 16.05.2013 lediglich eine (singulÃ¤r gebliebene)
geringfÃ¼gige SchleimbeutelentzÃ¼ndung â�� erfolgreich operativ entfernt â��
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zeigte und dass weder diese noch die bei der KlÃ¤gerin fortbestehenden
Beschwerden (s.o.) mit hinreichender Wahrscheinlichkeit auf das Unfallereignis
zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werden kÃ¶nnen.

Dies ist fÃ¼r den Senat in jeglicher Hinsicht Ã¼berzeugend. DafÃ¼r spricht bereits
der Erstbefund durch F und der Umstand, dass die KlÃ¤gerin am Unfalltag
weiterarbeitete und ihre Schicht beendete. Auch am 26.03.2013 vermochte S1 bei
seiner Erstuntersuchung der KlÃ¤gerin keinerlei objektive Verletzungszeichen im
Bereich des rechten Arms/der rechten Schulter zu erkennen, er beschrieb lediglich
die subjektiven Angaben der KlÃ¤gerin und rÃ¶ntgenologisch fanden sich ebenfalls
keine Hinweise auf traumatische Verletzungen. SchlieÃ�lich hat auch A â�� wie
schon zuvor der S3 (dessen beratungsÃ¤rztliche Stellungnahme ebenfalls als
qualifiziertes Beteiligtenvorbringen verwertbar ist) â�� keinen
Ursachenzusammenhang zwischen den von der KlÃ¤gerin geklagten Beschwerden
(einschlieÃ�lich der geringfÃ¼gigen, singulÃ¤ren SchleimbeutelentzÃ¼ndung, die
er entfernte) und dem Arbeitsunfall gesehen, was in Ermangelung entsprechender
objektiver Verletzungszeichen respektive entsprechender Begleit- und
BrÃ¼ckensymptome â�� auch darauf hat S1 in seinem Gutachten hingewiesen (vgl.
Bl. 73 SG-Akte S 3 U 722/14) â�� schlÃ¼ssig und nachvollziehbar ist. Die von der
KlÃ¤gerin im Bereich des rechten Arms/der rechten Schulter behaupteten
VerfÃ¤rbungen mit Bluterguss und Schwellung sind unfallnah von keinem Arzt
bestÃ¤tigt worden, im Gegenteil, weder F noch S1 und A beschrieben einen
entsprechenden klinischen Befund.

Dass namentlich die (geringgradige) SchleimbeutelentzÃ¼ndung im rechten
Schultergelenk â�� die einzige AuffÃ¤lligkeit in den vorliegend in Rede stehenden
KÃ¶rperarealen, die S1 in seinem Gutachten in Ã�bereinstimmung mit A als klinisch
objektiviert ansah (vgl. Bl. 72 SG-Akte S 3 U 722/14) â�� rund zweieinhalb Monate
nach dem Unfall hat dokumentiert werden kÃ¶nnen, fÃ¼hrt nicht dazu, dass allein
auf Grund der zeitlichen Gegebenheiten ein hinreichend wahrscheinlicher
Unfallursachenzusammenhang angenommen werden kann. Denn der ursÃ¤chliche
Zusammenhang im naturwissenschaftlichen Sinn kann nicht rein zeitlich
begrÃ¼ndet werden, sondern muss sachlich-inhaltlich nachvollziehbar sein. Dem
entsprechend kann im Bereich der gesetzlichen Unfallversicherung auch nicht im
Sinne eines Anscheinsbeweises aus dem Vorliegen einer bestimmten Einwirkung auf
die berufliche Verursachung der Erkrankung geschlossen werden (BSG, Urteil vom
07.09.2004, B 2 U 34/03 R). Dabei ist zu beachten, dass der
Ursachenzusammenhang zwischen Unfallereignis und Unfallfolgen positiv
festgestellt werden muss (BSG, Urteil vom 09.05.2006, B 2 U 1/05 R). Insbesondere
gibt es noch nicht einmal die Beweisregel, dass bei fehlender Alternativursache und
einem rein zeitlichen Zusammenhang die versicherte naturwissenschaftliche
Ursache automatisch auch eine wesentliche Ursache ist, weil dies bei komplexem
Krankheitsgeschehen zu einer Beweislastumkehr fÃ¼hren wÃ¼rde (BSG, a.a.O.).
Ebenso wenig genÃ¼gt entsprechend den obigen AusfÃ¼hrungen, dass die
(geringfÃ¼gige) SchleimbeutelentzÃ¼ndung mÃ¶glicherweise auf dem Unfall
beruht bzw. dies nur nicht ausgeschlossen werden kann.

In Ansehung all dessen kann sich der Senat â�� wie auch bereits das SG â�� nicht
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davon Ã¼berzeugen, dass die von der KlÃ¤gerin zur Anerkennung begehrten
Beschwerden, soweit diese Ã¼berhaupt objektiviert sind, mit hinreichender
Wahrscheinlichkeit auf dem angeschuldigten Ereignis beruhen.

Soweit die KlÃ¤gerin (indes nur pauschal und ohne jegliche Substanz) gemeint hat,
F habe als â��HausÃ¤rztinâ�� des Pflegeheims ihre entsprechenden
Beschwerdeangaben nicht dokumentiert, hilft dies schon deshalb nicht weiter, weil
mit einer Nichtdokumentation von Beschwerdeangaben nicht zugleich ein
auffÃ¤lliger klinischer Befund belegt ist.

Soweit die KlÃ¤gerin der Sache nach weiterhin auf die EinschÃ¤tzung der T
verwiesen hat, fÃ¼hrt dies bereits deshalb ins Leere, weil namentlich eine
Teilruptur der Supraspinatussehne gar nicht vorliegt. Daran hat der Senat auf der
Grundlage des OP-Berichts des A keinerlei Zweifel und auch S1 hat in seinem
Gutachten darauf hingewiesen, dass sich der in der MRT-Aufnahme noch
â��fraglichâ�� gezeigte Riss in der Supraspinatussehne intraoperativ eben nicht
bestÃ¤tigte. Soweit die KlÃ¤gerseite versucht hat, dies unter Hinweis auf eine
hÃ¶here SensitivitÃ¤t einer MRT-Aufnahme gegenÃ¼ber einer Arthroskopie zu
relativieren, Ã¤ndert dies nichts daran, dass bereits K1 â�� im Gegensatz zu F â��
in der MRT-Aufnahme vom 09.04.2013 keine Anhaltspunkte fÃ¼r einen
Sehnen(teil)riss zu erkennen vermochte und dass in der rund einen Monat
spÃ¤teren Operation ebenfalls keine entsprechenden Anhaltspunkte zu Tage traten,
im Gegenteil, die rechte Schulter stellte sich vielmehr â�� bis auf die geringgradig
entzÃ¼ndliche Reaktion der Bursaschicht â�� als vollkommen unauffÃ¤llig,
insbesondere also auch ohne strukturelle SchÃ¤digungen, dar. Insoweit ist eine
Teilruptur der Supraspinatussehne rechts schon nicht im Vollbeweis gesichert.

Daran Ã¤ndert auch der Befundbericht des G vom 30.09.2014 nichts. Im Bereich
der rechten Schulter schildert er Ã¼ber anderthalb Jahre nach dem Unfall lediglich
eine Empfindlichkeit auf BerÃ¼hrung des grÃ¶Ã�eren Tuberkels und eine Atrophie
vom Musculus supraspinatus mit â��funktioneller EinschÃ¤tzung laut Constant-
MaÃ�stab 70 Pkt.â��. Wie er auf der Grundlage dessen zu der Diagnose einer
â��partiellen SchÃ¤digung vom Musculus supraspinatusâ�� gekommen ist,
erschlieÃ�t sich dem Senat schon nicht und eine derartige SchÃ¤digung ist im
Ã�brigen durch das Gutachten des S1 vom 12.02.2015 auch widerlegt.
UnabhÃ¤ngig davon hat sich G nicht zu einem Unfallursachenzusammenhang
geÃ¤uÃ�ert und in der Anamnese lediglich den von der KlÃ¤gerin behaupteten
Zusammenhang (unkritisch) wiedergegeben. Ohnehin ergibt sich aus dem
Befundbericht die weitere Diagnose einer Subluxation des rechten
BrustschlÃ¼sselbeingelenks, sodass auch nicht ausgeschlossen werden kann, dass
sich die KlÃ¤gerin vor dem 30.09.2014 bei einem anderen Ereignis verletzte. Eine
Verrenkung des rechten BrustschlÃ¼sselbeingelenks im Zusammenhang mit dem
vorliegend in Rede stehenden Ereignis hat jedenfalls nicht einmal die KlÃ¤gerin
selbst auch nur behauptet.

Auch aus dem Entlassungsbericht der Ã�rzte der Rklinik B2 ergibt sich â�� darauf
hat auch S1 in seinem Gutachten hingewiesen â�� nichts, was eine andere
Bewertung rechtfertigen kÃ¶nnte. Dass die Ã�rzte knapp ein Jahr nach dem Unfall
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als Diagnose (u.a.) einen Zustand nach Distorsionstrauma der Schulter am
04.03.2013 angaben, beruht auf den entsprechenden Schilderungen der KlÃ¤gerin,
ohne dass die Ã�rzte dies sachlich-inhaltlich hinterfragten oder gar
UnfallursachenerwÃ¤gungen anstellten. Dass die KlÃ¤gerin weiterhin an
Beschwerden im Bereich der oberen rechten ExtremitÃ¤t leidet, davon sind auch S1
(in seinem Gutachten) und A (in seiner Auskunft gegenÃ¼ber dem Senat)
ausgegangen, wobei die Ã�rzte in B2, ebenso wie S1, die Beschwerdeangaben und
-demonstrationen der KlÃ¤gerin nur teilweise zu objektivieren vermochten. Dies
alles Ã¤ndert aber nichts daran, dass zeitnah nach dem Arbeitsunfall traumatische
SchÃ¤digungen bei der KlÃ¤gerin im Bereich der rechten Schulter/des rechten
Oberarms einschlieÃ�lich Ellenbogen nicht vorlagen (s.o.) und dass aus den oben
dargelegten GrÃ¼nden ein hinreichend wahrscheinlicher
Unfallursachenzusammenhang nicht hergestellt werden kann.

Aus den nÃ¤mlichen ErwÃ¤gungen Ã¤ndert auch der Umstand nichts, dass und aus
welchen GrÃ¼nden bei der KlÃ¤gerin ein Grad der Behinderung (GdB) festgestellt
ist. Denn die GdB-Feststellung richtet sich nach gÃ¤nzlich anderen MaÃ�stÃ¤ben als
die Unfallfolgenanerkennung im Recht der gesetzlichen Unfallversicherung.

Soweit die KlÃ¤gerin weiter vorgebracht hat, sie sei vor dem vorliegenden Unfall im
Bereich der rechten Schulter/des rechten Oberarms einschlieÃ�lich Ellenbogen
beschwerdefrei gewesen, verhilft dies dem Rechtsmittel ebenfalls nicht zum Erfolg.
Denn abgesehen davon, dass S1 in seinem Gutachten auch diesen Gesichtspunkt
im Rahmen seiner AbwÃ¤gung berÃ¼cksichtigt hat, genÃ¼gt â�� wie bereits oben
dargelegt â�� ein rein zeitlicher Zusammenhang gerade nicht. Ungeachtet dessen
ist im zeitlichen Zusammenhang mit dem Unfall auÃ�erhalb des â�� vorliegend
nicht gegenstÃ¤ndlichen â�� Finger-/Handbereichs rechts lediglich eine
geringfÃ¼gige SchleimbeutelentzÃ¼ndung in der rechten Schulter objektiviert
(s.o.). Es kann aber jedenfalls nicht ausgeschlossen werden, dass diese
(geringfÃ¼gige) EntzÃ¼ndung bereits vor dem Unfall (auch asymptomatisch)
bestand (vgl. zur Asymptomatik selbst bei einem Riss der Rotatorenmanschette
etwa Senatsurteil vom 23.04.2015, L 10 U 495/14, unter Hinweis auf das in jenem
Verfahren eingeholte fachÃ¤rztliche SachverstÃ¤ndigengutachten; s. auch
Senatsurteil vom 15.11.2021, L 10 U 490/18, m.w.N. auch zur unfallmedizinischen
Literatur), wovon auch S1 und A der Sache nach ausgegangen sind, indem sie einen
hinreichend wahrscheinlichen Unfallzusammenhang verneinten.

Soweit die KlÃ¤gerin noch gemeint hat, das Unfallgeschehen sei geeignet gewesen,
ein â��Verdrehungs-Traumaâ�� im Bereich der Schulter hervorzurufen, ist ihr unter
Hinweis auf die vorstehenden AusfÃ¼hrungen entgegenzuhalten, dass eine
traumatische SchÃ¤digung der Schulter nebst entsprechender klinischer
Begleitverletzungsanzeichen gerade nicht nachgewiesen ist und zwar weder eine
knÃ¶cherne, noch eine der Weichteile, sodass die diesbezÃ¼glichen
AusfÃ¼hrungen der KlÃ¤gerseite ins Leere gehen. Aber auch unter der Annahme zu
Gunsten der KlÃ¤gerin, dass das angeschuldigte Ereignis grundsÃ¤tzlich geeignet
war, die von ihr zur Anerkennung gestellten Beschwerden â��Â soweit objektiviert
(s.o.) â�� hervorzurufen, ist angesichts der oben dargelegten Gesichtspunkte
gleichwohl nicht wahrscheinlich, dass es bei dem angeschuldigten Ereignis auch
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tatsÃ¤chlich dazu kam. Auch S1 ist im Ã�brigen der Sache nach davon
ausgegangen, dass jedenfalls die (geringfÃ¼gige) SchleimbeutelentzÃ¼ndung auf
dem Unfall beruhen kann. Auf die grundsÃ¤tzliche Eignung (â��kannâ��) eines
konkreten Ergebnisablaufs, eine bestimmte SchÃ¤digung zu verursachen, kommt es
aber nicht entscheidend an, weil die grundsÃ¤tzliche Eignung eines konkreten
Ereignisablaufs, eine bestimmte SchÃ¤digung zu verursachen, eben gerade noch
nicht gleichzeitig besagt, dass ein mÃ¶glicher Schaden auch tatsÃ¤chlich eintrat
(vgl. Senatsurteil vom 21.02.2013, L 10 U 176/11). Entsprechende durchgreifende
Hinweise liegen bei der KlÃ¤gerin in Ermangelung einer strukturellen Verletzung der
rechten Schulter/des rechten Oberarms einschlieÃ�lich Ellenbogen â�� wie oben
bereits dargelegt â�� gerade nicht vor.

Mithin sprechen gewichtigere GrÃ¼nde gegen einen Unfallzusammenhang und
damit kann nicht wahrscheinlich gemacht werden, dass das angeschuldigte Ereignis
zu den zur Anerkennung begehrten (weiteren) Unfallfolgen fÃ¼hrte.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor.

Erstellt am: 10.02.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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